
Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVV/0527

öffentlich
Betreff:
Berichterstattung über Vergabe von Gutachten und Untersuchungen in den städtischen Gesellschaften

Erstellungsdatum 19.08.2013
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.09.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung möge in Ergänzung der DS 07/SVV/0699 beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Stadtverordneten halbjährlich über die Vergabe von 
Gutachten und Untersuchungen in den städtischen Gesellschaften ab einer Wertgrenze von 5.000 Euro 
durch die Geschäftsführungen zu unterrichten.

In dem Bericht ist darzustellen:

- welchen Firmen welche Aufträge (Aufgabenstellung) erteilt wurden;
- welcher Art sind die Aufträge gewesen;
- wie die Auswahl der GutachterInnen erfolgte (Ausschreibung oder freihändige Vergabe).

Der erste Bericht soll spätestens mit dem nächsten Jahresabschluss vorgelegt werden.

gez. Saskia Hüneke
Fraktionsvorsitzende/

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

einstimmig mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

erledigt abgelehnt

Wiedervorlage:

zurückgestellt zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Die Vergabe von Gutachten und Untersuchungen erfolgt derzeit in den städtischen Firmen ohne 
jegliche Kontrolle durch die Stadtverordneten.

Nach den guten Erfahrungen aus der Berichterstattung gem. DS 07/SVV/0699 soll mit unserem 
Antrag eine regelmäßige Kontrolle dieser Ausgaben der städtischen Gesellschaften durch die 
Stadtverordneten ermöglicht werden.


